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Rechtsprechungsberichte 
AnmeJ!rungen ZU jüngsten Entscheidungen des EuGH 

Von Richter Dt. MANFRED A. DAVSES. BMJ. Bonn 

Der EuCH hat in letzter Zeit zwei beachtenswerte Enta 

sdleidungen erlassen. die sim mit dem Vorrang des Gemein· 
schaftsredlts bzw. dem Konflikt zwischen einem gewerblichen 
SdlUWedlt und der Freiheit des innergemein.sdJ.aftlimen Wa-
renverkehrs befassen. Es handelt sich um die Urteile in den 
Redttssamen 106/77 bzw. 102/77. 

A. UrleU des EuGH vom 9. Min 1978 - RS 108/17 
(SlaatlidJe Fln ..... v.rwaltun~ re~.n S.p.A. Slmm.nlbal) 

I. 
Das Urteil. das auf ein Vorabentstheidungsersumen des Pu-

tore in Su.sa gemäß Art. 171 EWG-V ergangen ist, befaßt sich 
mit der unmittelbaren Geltung des vorrangigen Gemeinschafts-
redtts In den Mitgliedstaaten. Es betril!t die Frage der Ge-
meinschaftsrechtskonformität der nach italienischem RedJ.t be-
stehenden Vorlagep6imt des Prozeßric:hters an den Verlas-
sungsgerimtshof (Corte Costituzionale) bezüglim eines mit dem 
Gemeinschaftsrecht unvereinbaren nationalen Gesetzes. Die 
Corte Costitu:rionole hat diese Vorlagepßicht auf Art. 11 der 
italienisdten Verfassung gestützt, der besagt, daß Italien 
..... unter der Bedingung der Gleichstellung Itlit den anderen 
Staaten den Souverinitätsbeschränkungen zustimmt,. die für 
eine Ordnung notwendig sind. welche den Frieden und die 
Cetem.tigkeit unter den Nationen sichern soll; es fördert und 
begünstigt die auf dieses Ziel ausgerid!.teten intemationslen 
Organisationen". 

Dem VorabentscheidungsersudJ.en liegt der folgende Sath· 
verhalt zugrunde: 

Die Beklagte des Au.sgangsrechtsstreitJ, die Firma S.p.A. SilllDlen· 
thal mit Sitz in Monza, hatte eine Partie RindAeisch für die mensch· 
Ume Ernährung aus Frankreidt eingeführt. Oie Einfuhr unterlag ge-
mäß den italienischen Cesundheitsgesetzen der bhlung einer Ce. 
bühr für die gesundheitspoli:reilich vorgeschriebene Einfuhrunter. 
sud\Ung. 

Da die Fa. Simmenthal der AnsidIt war, daß die beim Grenz· 
übertritt vorgenommenen gesundheitspolizeilimen Untersuchungen 
und die für diese Untenum\lngen erhobenen Gobnhren gemein. 
schaftsrecbtlidt verbotene Hindernisse für den freien Warenverkehr 
darstellten, erhob sie Klage auf Rückzahlung der nam ihrer Anshht 
rerotsgrundlos gezahlten Beträge. Die Klage veranlaßte den damit 
befaßten PretOTtJ von 5U10, bn Wege des Vorabentsdleidungsersu· 
dlens nadl Art. 177 EWC~V den EuCH anzurufen, der mit Urteil 
vom 15. Dezember 1916 in der Rechtssache S5176 I .. Cesundheilskon. 
trollen"] (SIe. 1976, 1811) für Remt erkannte. daß gesundheitspoli-
zeilime Untersuchungen, die bei der Einfuhr von Tieren oder von 
Fleisch für die Ernährung an der Grenze 'vorgenommen werden. 
Maßnahmen gleicher Wirkung wie mengenmäßige Bescnrinkungen 
im Sinne des Art. SO EWe. V darstellen und daß fina.nzieUe Bela-
stungen, die aus Gründen der gesundbeitspolizeilh:hen Kontrolle von 
Waren beim Grenzübertritt erhoben w~rden, grundsätzlich als Al>-
gaben zoUgiehDe1 Wirkung anZllSehen lind. 

Aufgrund dies«" Urteils erklärte der PretOf'e von SW4 die Erbe-
burtg der fraglichen Cebnhren mit den Bestimmungen des Gemein· 
sduutsrechts für unvereinbar und forderte die italienische Staatlime 
Finanzverwaltung mit Mahnbesmeid zur RiicbahIung det zu Un-
redlt erhobenen Beträge auf. Dagegen legte die Finanzverwaltung 
Einspruch ein. ' 

Angmmts des Vorbringens der Beteiligten gelangte der Pretou 
im Einsprudtsverfahren zu der Auffassung, er .tehe vor einem Pro--
blem des Widerspruchs zwischen bestimmten Nonnen des Cemein-
schaftsrec::bts (nadl denen gebnhrenp8.ithtige gesundheitspolizeiIicbe 
Einfuhruntenudtungen unzullisfig sind) und einem späteren natio-
nalen Gesetz: (nach deuJ die genannten Maßnahmen zulissig' sind). 
Er wies darauf hin, daß er im Falle eines .olchen Konflikts gehalten 
sei, der Corte CostitU2.!anal.e die Frage der Verfassungsmißigkeit 
des widersprechenden nationalen Gesetzes im Hinblidc auf Art. 11 
der Verfassung vorzulegen. Andererseits erzeugten nad:t gefestigter 
Rechtsprechung. des Gerichtshofs {EuCH) die unmittelbar geltenden 
Cemeinldlafubestimmungen direkte Wirkungen und dnriten keinem 

Eingriff der staatlichen Organe unterliegen, der ihre volle, uneinge. 
schränkte und einheitliche Geltung in den Mitgliewtaaten beein. 
trädltigen oder hemmen könnte. 

Schwierigkeiten entstünden daraus, daß das Gerüht das die Cel~ 
tung des Gerneinsmaftsredlts beeinträchtigende Gesetz nidlt unmit~ 
telhar füt unanwendbar erklären könne, sondern in jedem Fall die 
Frage seiner Verfassuogsmäßigkeit der Corte Costituzionale ~de
gen müsse. Die Vorlagepftimt habe nämlidt zur Folge. daß bIS 2U1 
Enumeidung der Corte die volle Geltung des Cemeinsmaftstecbts 
verhindert werde. Zudem sei es wegen der Hex nune"· Wirkung die-
ser Entsdteidung weder möglim, die Verletzung der internationalen 
Verpßimtungen des Staates rückwirkend wiedergut2umamen. noch 
den vollen Schutz der aus dem Gemeins..naftsrecht erwachsenen und 
durch dieses geregelten subjektiven Redlte des Einzelnen zu ge. 
währleisten. 

Der Pretore von Swa hat demzufolge das Verfahren ausgesetzt 
und dem EuCH im Wege des Vorabentsdleidungsersudlens gemäß 
Art. 1'11 EWe-V die folgenden Fragen vorgelegt: 

"al Wenn nam Artikel 189 EWG-Vertrag und der ständigen 
Redrt:spre<hung des Geridltshofea der Europäisc:h.en Gemein· 
schaften die unmittelbar geltenden GemeinsdJ.aftsbestimmun· 
gell ungeamtet jedweder nationalen Vorschrift oder Pr~ der 
Mitgliedstaaten in deren Redttsordnungen volle, uneinge· 
schränkte und einheitlidIe Wirksamkeit, auch zum Schutze der 
subjektiven Rechte der Einzelnen. entfalten müssen, ergibt sich 
dann daraus. daß die Tragweite dieser Bestiman1ngen so zu 
verstehen ist, daß etwaige spätere nationale Vorsduiften, die 
ihnen entgegenstehen, unmittelbar nimt mehr anzuwenden 
sind, ohne daß ihre Beseitigung durch den nationalen Gesetz· 
geber selbst (Aufhebung) oder durch ein anderes Verfassungs-
organ (Feststellung der Verfassungswidrlgkeit) abgewartet 
werden müßte, insbesondere wenn man bei dieser zweiten 
Fallgestaltung bedenkt, daß bis zu der genannten Feststel-
lung, da das nationale Redtt voll wirksam bleibt. die Geltung 
der GemeinsdJ.altsbestimmungen beeinträdttigt ist und daher 
weder deren volle. uneingesallänkte und einheitliche Wirksam~ 
keit gewährleistet ist noch die Redlte der Einzelnen gesdtützt 
sind? 

b) 1m Zusammenhang mit der vorhergehenden Fra.ge: Muß 
dann, wenn es nam GemeiDsthaftsredtt zulässig ist, daß der 
Sdmtz der aus .unmittelbar geltenden' Gemeinsdtaftsbestim~ 
mungen erwamsenen subjektiven Red1te bis zu dem Zeitpunkt 
hinausgeschoben wicd, zu dem etwaige entgegenstehende na-
tionale Maßnahmen dunh die xuständigen nationalen Stellen 
effektiv beseitigt werden, diese Beseitigung auf jeden Fall un~ 
eingeschränkt rudcwirkende Kraft haben, so daß alle nachteili-
gen Folgen für die subjektiven Rechte vermieden werden?" 

Der GeridJ.tshof (EuCH) hat hierzu u. a. ausgeführt: 
.. UruniUelba;re Geltung (einet gemeinsthaftsrechtlimen Be· 

stimmung] bedeutet ... daß die Bestimmungen des Gemein~ 
sdIaftsredlts ihre volle Wirkung einheitlich in sämtlichen Mit~ 
gliedstaa.ten vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an und wäh~ 
rend der gesamten Dauer ihrer Gültigkeit entfalten müssen. 
Diese Bestimmungen sind somit unmittelbare Quelle von 
Red:tten und Pflichten für alle diejenigen, die sie betreffen, 
einerlei, ob es sich um die Mitgliedstaaten oder um solme Ein-
zelpersonen handelt. die an Redltsverhältnissen beteiligt sind, 
welche dem Cemeinschaftsredtt unterliegen. Diese Wirkung 
entredct sich auro auf jedes Gericht, das. angerufen im Rah. 
men seiner Zuständigkeit. als Organ eines Mitgliedstaates die 
Aufgabe hat. die Rechte zu schützen, die das Gemeinsdtafts-
remt den Eintelnen verleiht. 

Darüber hinaus haben nach dem Grundsatz des Vorrangs 
des Cememschaftsremts die Vertragsbestimmungen und die 
unmittelbar geltenden Redltsakte der Gemeinsdtaftsorgane in 
ihrem Verhältnis zum internen Recht der Mitgliedstaaten niml 
nur zur Folge. daß allein durch ihr Inlcrafttreten jede entge~ 
genstehende Bestimmung des geltenden staatlidten Redats 
ohne weiteres unanwendbar wird, sondern aum - da diese 
Bestimmungen und Rechtsahe vorrangiger Bestandteil der im 
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Gebiet eines jeden Mitgliedstaates bestehenden Remtsordnung 
sind -, daß ein wirksames Zustandekommen neuer staatlimer 
Gesel2:gebungsakte insoweit verhindert wird, als diese mit Ge-
meinsdtaftsnonnen unvereinbar wären. 

... Aus alledem folgt. daß jeder im Rahmen seiner Zustän· 
digkeit angerufene staatli~e Richter verpfiimtet ist. das Ge-
meinscha.ftsred!.t uneingesdtränkt anzuwenden und die Rechte, 
die es den Einzelnen verleiht, zu schützen, indem er jede mög-
licherweise entgegenstehende ~estimmung des nationalen 
Redtts, gleichgültig, ob sie früher oder später als die Gemein-
schaftsnorm ergangen ist, unangewendet läßt. Sonach wäre je-
de Bestimmung einer nationalen Redllsordnung oder jede Ge-
setzgebungs-, Verwaltungs- oder Gerimtspraxis mit den in der 
Natur des Gemeinschaftsred:ats liegenden Erfordernissen unver-
einbar, die dadurm zu einer Abschwämung der Wirksamkeit 
des GemeinsdJaftsremts führen würde, daß dem für die An· 
wendung dieses Redtts zuständigen Gerimt die Befugnis abge-
sprochen wird, bereits zum Zeitpunkt dieser Anwendung alles 
Erforderlime zu tun, um diejenigen innerstaatlimen Rechtsvor-
sdtriften auszusmalten, die unter Umständen ein Hindernis für 
die volle Wirksamkeit der Gemeinschaftsnormen bilden. Dies 
wäre dann der Fall, wenn bei einem Widerspruch zwischen einer 
gemeinsmaftsremtlidlen Bestimmung und einem späteren 
staatlichen Gesetz die Lösung dieses Normenkonflikts einem 
über ein eigenes Beurteilungsermessen verfügenden anderen 
Organ als dem Gerimt, das für die Anwendung des Gemein· 
smaftsrechts zu sorgen hat, vorbehalten wäre, selbst wenn das 
Hindernis, das sich so der vollen Wirksamkeit dieses Remts in 
den Weg stellt, nur vorübergehender Art wäre. 

Demnach ist auf die erste Frage zu antworten, daß -das 
staatliche Gerimt, das im Rahmen seiner Zwtändigkeit die Be· 
stimmungen des Gemeinschaftsredtts anruwenden hat, gehalten 
ist, für die vone Wirksamkeit dieser Nonnen Sorge zu tragen, 
indem es erforderlichenfalls jede - auch spätere - entgegen· 
stehende Bestimmung des nationalen Rechts aus eigener Eßt-
smeidungsbefugnis unangewendet läßt, ohne daß es die vorhe-
rige Beseitigung dieser Bestimmung auf gesel2:geberisdtem 
Wege oder durch irgendein anderes verfassungsredttlidtes Ver. 
fahren beantragen oder abwarten müßte. 

Die zweite Frage geht im wesentlimen dahin, ob dann, wenn 
es zulässig ist, daß der Smutz der durdt die Gemeinschafts· 
bestimmungen verliehenen Rechte bis zu dem Zeitpunkt hinaus-
gesdtoben wird, zu dem etwaige entgegenstehende nationale 
Maßnahmen dunn die zuständigen nationalen Stellen effelCtiv 
beseitigt werden, diese Beseitigung auf jeden Fall uneinge-
schränkt rüdCwirkende Kraft haben muß, so daß alle nachtei-
ligen Folgen für die erwähnten Rechte vennieden werdet). 

Aus der Antwort auf die erste Frage ergibt sim, daß das 
staatliche Gerimt gehalten ist. den Smutz der durch die Be-
stimmungen der Gemeinsdtaftsre<htsordnung verliehenen 
Redlte zu gewähr\eisten, ohne daß es die elektive Beseitigung 
etwaiger nationaler Maßnahmen, welthe die unmittelbare und 
sofortige Geltung der Gem.einschaftsnonnen behindern, durdt 
die hierzu ennämtigten nationalen Organe beantragen ooer ab-
warten müßte. 

Die zweite Frage erweist sich somit als gegenstandslos." 
Aus den angeführten Entscheidungsgrunden hat der EuCH 

für Recht erkannt (Urteilstenor): 
.. Das staatliche Gericht, das im Rahmen seiner Zuständigkeit 

die Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts anzuwenden hat, 
ist gehalten, für die volle Wirksamkeit dieser Normen Sorge zu 
tragen, indem es erforderlithenfalls jede - audt spätere -
entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts aus eige-
ner EntscheiduDgsbefugnis unangewendet läßt, ohne dan es 
die vorherige Beseitigung. dieser Bestimmung auf geselzgebe-
fischem Wege oder durch irgendein anderes yerfassungsrecbt-
liebes Verfahren beantragen oder abwarten müßte." 

H. 
Das Urteil verdient die besondere Beachtung des Europa-

remtIets, wenngleich es keine unmittelbaren Auswirkungen auf 

die deutsche Rechtspredlung hat (ein Vorlageverfahren zum 
BVerfG ist für den Kollisionstatbestand des nationalen Remts 
mit dem Gemeinsmaftsredtt niOOt vorgesehen). Es stellt eine 
wesentliche Erweiterung der bisherigen Rechtsprechung des 
EuCH zum Vorrang des Gemeinsmaftsrechts und seiner unmit-
telbaren Geltung in den Mitgliedstaaten dar, da es· zum ersten 
Mal verfahrensred:atlidle Mindestanforderungen an die Ausge .. 
staltung des Vorrangprinzips stellt. 

Der Anwendungsvorrang des Gemeinsmaftsredlts vor dem 
nationalen Remt ist ein in der RemtspredlUng des EuCH seit 
längerem gefestigter Grundsatz I. Er steht in engem Zusam-
menhang mit dem Prinzip der unmittelbaren Anwendbarkeit 
des Gemeinsmaftsrethts in den Mitgliedstaaten, da ihm nur 
wirksam Geltung verliehen werden kann, wenn sitnergestellt 
ist, daß das vorrangige Gemeinschaftsremt auch unmittelbar 
von den nationalen Verwaltungsbehörden und Geridllen ange· 
wandt wird. 

Der EuCH hat in der Vergangenheit die Typen gemein· 
schaftsremtlidter Vorschriften, denen unmittelbare DurdtgrifIs-
wirkung zukommt, stufenweise herausgearbeitet: 

Ausgangspunkt seiner einschlägigen Rechtsprechung war die 
Bejahung des Durdtgriffsmarakters der Bestimmung des Art. 
12 EWG-V, der den Mitgliedstaaten die Einführung neuer und 
die Erhöhung bestehender Einfuhr- oder Ausfuhrzölle oder Ab-
gaben gleicher Wirkung untersagt\(Hstand-still" -Verp8ichtung) I. 

In einer zweiten Stufe hat der EuCH die Durmgriffsqualität 
von Nonnen des: primären Gemeinschaftsremts auch auf gemein-
scbaftsremtliche Handlungsverpflichtungen ausgedehnt (Ausle-
gung des Art. 95 Abs.3 EWG·V, der die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, spätestens mit Beginn der zweiten Stufe der Ober· 
gangszeit gewisse protektionistische Maßnahmen zu beseiti-
gen) '. 

Schließlim hat er in einer dritten Stufe anerkannt, daß -
entgegen dem Wortlaut des Art. 189 EWG-V - aum Richt· 
linien und an die Mitgliedstaaten gerimtete Entsmeidungen 
unter bestimmten Voraussetzungen Regeln enthalten können, 
die unmittelbare Wirkungen in den Rechtsbeziehungen zwi-
schen den Mitgliedstaaten und Einzelpersonen entfalten 4. 

Mit dem zitierten jüngsten Urteil, das erstmals auf die ver· 
fahrensrechtliche Seite des Durchgriffsgebotes abstellt, hat der 
EuCH eine weitere, vierte Stufe seiner einsdllägigen Redtt-
spredrung beschritten und zugleich dem Fortsdlritt der Rechts· 
integration einen neuen Markstein gesetzt. 

Der bisher im Schrifttum vertretenen Auffassung, die es aus-
smließlidt als eine Frage des innerstaatlimen Rechts ansah, ob 
und in welOOem Umfang der nationale Prozeßrimter gehalten 

. ist, von einer eigenen Vorrangentsdleidung abzusehen und in 
einem Zwischenverfahren eine Entscheidung des nationalen 
Verfassungsgerichts einzuholen', hat er eine Absage erteilt. 
Die Entscheidung ist red1tspolitisch als ein weiterer Sdtritt in 
Rimtung auf eine wirksame Ausgestaltung des gemeinschafts-
rechtlichen Vorrangprinzips zu begrußen. Sie ist jedoch dog-
matisch nicht unbedenklich. da die Bestimmung des Gerichts, 
das die gemeinschaftsrechtlime Vorrangentscheidung zu tref-
fen hat, und die Regelung des Verfahrens, in dem sie zu tref-
fen ist, zum Gerich.tsverfahrens- und .organisationsretht der 
Mitgliedstaaten gehören. auf das der Gemeinschaft nam dem 
institutionellen Gesamtgefüge der Gründungsvertr~ge der un-
mittelbare Zugriff verwehrt ist. 

1 Grundlegend für diese Recht.predtung sind vor allem die Urteile 
vom 5. 2. 1963 - RS 28/82 (Van Gend &: Loos) -, fUptCH IX, Sund 
vom 15. 1. 1!MU - RS 6ItI4 (Cost. J. ENEL) -, R."rCH X. 1251. 

I Urteil vom 5. I. 1963 - RS 26/62 (Van Gend !c Loos) -. aaO. 
, Urteil vom 16. 8. 1986 _ RS 57/65 (LUtUdt:e) -, RAprCH XII, !57. 
4 E. handelt .ich um die sog. "Leber.Pfennig-EntsmeiduDgen" von 

1970, RrprGH XVI, 825; RsprCH XVI, 861; RlprCH XVI, 881: &p,CH 
XVI, 1223. . 

• l,nen, Europllflcbe. Gemein!chaftsrecbt. 1972, S. 290. 
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B. Urteil dei EuGH vom 23. Mal 1978 - RS 102177 
(Botrmann-La Roche ge .. en Centrafarm) 

I. 
Das Urteil. das auf ein Vorabentsdteidungsersuchen des LG 

Freiburg gemäß Art. 117 EWG-V ergangen ist, betrifft die 
Auswirkungen der EWe-rechtlichen Bestimmungen über den 
freien Warenverkehr und das Verbot der mißbräuchlichen Aus-
nutzung einer marktbeherrsdtenden Stellung auf die Ausübung 
der dem Inhaber eines Warenzeichenrechts nach nationalem 
Recht zustehenden Befugnisse. 

Dem VOl'llbentsmeidungsersU(nen Hegt der folgende Sachver-
halt zugrunde: 

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens. das Arzneimitteluntemeh-
men HoR'mann-La Rome. eine TomtergesellsdUlft der weltweiten 
Rome-.SAP AC-Gruppe, vertreibt in der Bundesrepublik das Psyw.o-
phannakon Valium unter der Bezeichnung .. Valium Rodle". Für 
Einzelabnebmer bestimmte Packungseinheiten enthalten 20 oder 50 
Tabletten, Anstaltspackungen im Fünferpadc 100 oder 250 Tabletten. 
.. Valium" und .. Rame" sind als international registrierte Marken für 
die Klägerln ges<flützt. 

Die gleiche Arzneimittelspezialitit wird von einer britisdten Toch· 
tergesellschaft der klägerischen GruPpe in Großbritannien in Pak· 
kuogen zu 100 und SOO Tabletten zu erheblich niedrigeren Preisen 
als in der Bundesrepublik auf den Markt gebracht. Die Be1dagte, die 
deutsdae VertriebsgeseIlSthaft der niederländischen Arzneimittelftrma 
Centrafarm B. V., die sich u. a. mit dem grenzüberschreitenden 
Handel mit Phannazeutika befaßt. kaufte die auf den britischen 
Markt gebrachten Originalpackungen in Großbritannien auf, füllte 
sie in den Niederlanden in Gebinde zu je 1000 Tabletten um und 
versah die neuen Packungen nut den geschützten Bezeichnungen 
.. Valium" und .. Roche", um sie so in der Bundesrepublik in den 
Verkehr zu bringen. 

In diesem Vorgehen sah die Klägerin eine Verletzung ihrer Zei· 
chenredtte und klagte auf Unterlassung. Das mit dem Rechtsstreit 
befaßte LC war der Auffasssng, daß das gefÜgte Vorgehen der 
Beklagten einen Verstoß gegen die Vorsduiften des deuuchen Wa· 
renzeichenremts darstelle, daß die Entscheidung über die Klage je--
dod. davon abhänge. ob der Berufung der Klögerin auf ihr Waren· 
zeichenrecht Vondnlften des ~Gemeinsmaftsred!.ts entgegenstünden. 
Es besdtloß, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof gemäß 
Art. 177 EWG-V die folgenden Fragen zur Vorabentscheidung vor· 
zulegen: 

.. 1. Ist der Inhaber eines zu seinen Gunsten sowohl in dem 
Mitgliedstaat A als auch in dem Mitgliedstaat B gesdtützten 
WarenzeichenredJ.ts gemäß Artikel 36 EWG·Vertrag befugt. 
unter Berufung auf dieses Recht zu verhind~, daß ein Par· 
allelimporteur von dem Zeidleninhaber oder mit dessen Er· 
mächtigung in dem Mitgliedstaat Ader Gemeinsdlaft red:at· 
mäßig mit seinem Warenzeichen versehene und unter diesem 
Warenzeichen abgepackt in den Verkehr gebrachte Arzneimit-
tel aufkauft, mit einer neuen Verpadcung versieht, auf dieser 
das W uenzeichen des Zeidleninhabers anbringt und die so 
gekennzeichnete Ware in den Mitgliedstaat Beinführt? 

2. Ist der Inhaber des Warenzeichens auch dann hierzu be· 
fugt oder verstößt er damit gegen Bestimmungen des EWG· 
Vertrages - insbesondere dessen Artikel 86 -, wenn er hin· 
sichtlich. des betren-enden Arzneimittels im Mitgliedstaat B 
eine marktbeherrsa.ende Stellung einnimmt, wenn sich. das 
Verbot des Imports umgefüllter, mit dem Warenzeichen des In-
habers versehener Ware rein tatsiichlich marktbehindemd aus· 
wirkt, weil in den Ländern A und Bunterschiedliche Palc.-
kungsgroßen üblia. sind und weil sich der Import der Ware in 
anderer Form tatsächlich noch nicht auf dem Markt nennens· 
wert durchgesetzt hat, und wenn das Verbot sich tatsächlidt da-
hin auswirkt, daß zwisdten den Mitgliedstaaten ein beträchtli· 
ches - möglknerweise unangemessenes - Preisgefälle auf-
rechterhalten wird, ohne daß dem Zeicheninhaber namgewie-
sen werden kann, er benutze das Verbot allein oder überwie· 
gend zu dem Zw~, an diesem Preisgefälle festzuhalten?" 

Der EuCH hat zu der ersten der heiden Vorlagefragen aus-
geführt, daß aufgrund der Bestimmungen des Vertrages über 
den freien Warenverkehr, insbesondere des Art. 30 EWG-V, 

mengenmißige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen 
gleimer Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten verboten seien, 
daß jedoch nam Art. 36 EWG-V diesen Bestimmungen Ein· 
fuhrveroote oder Besdltänkungen nicht entgegenstünden. die 
zum Schutz des gewerblichen und kommerzieUen Eigentums 
gerechtfertigt seien. Aus dem Wortlaut, insbesondere des zwei4 
ten Satzes von Art. 36 EWG· V, und der Stellung dieses Arti4 
kels ergebe sidt indessen, daß der Vertrag zwar den Bestand 
der duren die nationale Gesetzgebung eines Mitgliedstaates 
eingeräumten gewerblichen Sc:hutzremte nidlt berühre, daß je· 
doch die Ausübung dieser Rem.te sehr wohl, je oam den Um· 
ständen, durch die Verbotsnormen des Vertrages besdtränkt 
werden könne. Art. 36 EWG-V erlaube als Awnahmevorsduift 
von einem der grundlegenden Prinzipien des Gemeinsamen 
Marktes Beschränkungen des freien Warenverkehrs nur inso· 
weit. als sie zur Wahrung der Redtte gerechtfertigt seien, die 
den spezifischen Gegenstand dieses Eigentums ausmachten. 

Was unter dem spezifischen Gegenstand des Warenzeichen4 
rechts zu verstehen ist, fülut der Ceridttshof in den weiteren 
Urteilsgrunden aus: 

.. Der spezifische Gegenstand des Warenzeidtenrechts läßt 
sich namentlich dahin kennzeimnen, daß der Inhaber dun:h das 
ausschließlime Recht, ein Erzeugnis in den Verkehr zu bringen 
und dabei das Warenzeidten zu benutzen, Sc:nua vor Konkur· 
renten erlangt, die unter Mißbraum der aufgrund des Waren· 
zeidtew eJWorbenen Stellung und Kreditwürdigkeit widelTec:ht-
lim mit diesem Zeidten versehene ErzeUgnisse veräußern. Für 
die Beantwortung der Frage, ob dieses aussmließliche Recht 
die Befugnis umfaßt. sich der Anbringung des Warenzeimens 
durm einen Dritten nach Umpadcen des Erzeugnisses zu wider-
setzen, ist: die Hauptfunktion des Warenzeichens zu berüdcsich· 
tigen, die darin besteht, dem Verbrauc:her oder Endabnehmer 
die Ursprungsidentität des gekennzeichneten Erzeugnisses zu 
garantieren. indem ihm ermöglicht wird. dieses Erzeugnis 
ohne Verwedtslungsgefahr von Erzeugnissen anderer Herlcunft 
zu untersmeiden. Diese Herkunftsgarantie schließt ein, daß der 
Verbraumer oder Endabnehmer -simer sein darf, daß an einem 
ihm angebot~nen gekennzeidmeten Erzeugnis nidtt auf einer 
früheren Vennarktungsstufe durch einen Dritten ohne Zustim· 
mung des Warenzeimeninhabers ein Eingriff vorgenommen 
wurde, der den Original zustand des Erzeugnisses ber.ührt hat. 
Das dem Zeicheninhaber eingeräumte Recht, sim jeder Benut4 
zuog des Warenzeichens zu widersetzen. welche die so verstan-
dene Herkunftsgarantie verfälschen könnte, gehört somit zum 
speZifischen Gegenstand des Warenzeichenrecnts." 

Der EuCH folgert daraus, daß es nach Art. 36 Satz 1 EWG4 
V gerechtfertigt sei, dem Zeicneninhaber das Recht einzuräu-
men, sim dagegen zur Wehr zu -setzen, daß der Importeur 
eines Markenerzeugnisses nam dem Umpacken der Ware das 
Warenzeichen ohne Zwtimmung des Zeiooeninhabers auf der 
neuen Umhüllung anbringt. 

Er prüft sodann, ob die Ausübung dieses Rechts eine "ver· 
sdtleierte Beschränkung des Handels zwischen den Mitglied. 
staaten" im Sinne des Art. 36 Satz 2 EWG-V darstellen könnte. 
Eine derartige Beschränkung könnte sia. unter anderem daraus 
ergeben, daß der Inhaber des Warenzeichens das gleiche Er· 
zeugnis in versdliedenen Mitgliedstaaten in untersmiedlimer 
Verpackung auf den Marlet bringt und sich dabei auf die aus 
dem Warenzeichen Bießenden Rechte beruft, um das Umpacien 
durch einen Dritten zu verhindern, selbst wenn dieses unter 
salmen Bedingungen vorgenommen wird, daß die Ursprungs· 
identität der gekennzeidmeten Ware und deren Originalzu4 
stand dadurch nicht beeinträchtigt werden können. Es gehe 
also um die Frage, ob das Umpadcen eines Markenerzeugnisses 
- wie Centrafarm es im vorliegenden Fall vorgenommen 
hat - geeignet sei, den Originalzwtand des Erzeugnisses zu 
beeinträchtigen. 

Die Antwort auf diese Frage muß nach Auffassung des 
EuCH je nach den Umständen, insbesondere nach der Art des 
Erzeugnisses und dem beim Umpadcen angewandten Verfah-
ren, verschieden ausfallen. . 
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Der Geriditshof hat aus den genannten Erwägungen die 
erste Vorlagefrage wie fglgt beantwortet (Urteilstenor): 

.. 1. a) Es ist im Sinne von Artikel 36 Satz 1 EWG-Vertrag 
gered!.tIerngt, wenn sich der Inhaber eines in zwei Mitglied-
staaten. gleichzeitig gesmützten Warenzeichenredtts dagegen 
zur Wehr setzt, daß ein in einem dieser Staaten remtmä-
ßig mit dem Warenzeichen versehenes Erzeugnis nam dem 
Umfüllen in eine neue Padcung, auf der das Warenzeichen 
durch einen Dritten angebramt wurde, in dem anderen Mit-
gliedstaat auf den Markt gebracht wird. 

b) Diese Abwehr stellt jedodt eine verschleierte Beschrän-
kung des Handels zwisdten den Mitgliedstaaten im Sinne von 
Artik.l36 Satz 2 des Vertrages dar. 
- wenn erwiesen ist. daß die Geltendmachung des Warenzei-
cbenredlts durm den Inhaber unter Berücksichtigung des von 
ihm angewandten Vermarktungssystems :zur lcünstlidten Ab-
schottung der Märkte zwismen den Mitgliedstaaten beitragen 
würde. 
- wenn dargetan ist, daß das U mpadcen den Originalzustand 
des Erzeugnisses nicht beeinträchtigen lcann, 
- wenn der Inhaber des Warenzeimens vorher von dem Feil-
halten des umgepackten Erzeugnisses unterrichtet wird und 
- wenn auf der neuen Packung angegeben ist, von wem das 
Erzeugnis umgepackt wurde." 

Hinsichtlidt der zweiten Vorlagefrage hat sim der Geridita-
hof mit dem Hinweis begnügt, daß die Ausübung des Waren-
zeidtenremts, soweit sie oam Art. 36 EWG-V redJ.tmäßig sei, 
nicht bereits deshalb gegen Art. 86 EWC-V verstoße, weil sie 
durch ein marktbeherrschendes Unternehmen erfolge, sofern das 
Warenzeichenrecht nicht als Mittel zur mißbräuchlichen Aus-
nutzung eiDer solchen Stellung eingesetzt werde. Er hat die 
zweite Frage wie folgt beantwortet: 

.. 2. Soweit die Ausübung des Warenzeichenremts nach Arti-
kel 36 des Vertrages rembnäßig ist, verstößt sie nicht bereits 
deshalb gegen Artikel 86 des Vertrages, wcü sie dUM ein 
Unternehmen erfolgt, das eine marktbeherrsmende Stellung 
einnimmt, wenn das Warenzeimenrecht nicht als Mittel zur 
mißbräuchlichen Ausnutzung einer solchen Stellung eingesetzt 
wurde." 

Ir. 
Zu dem Urteil ist anzumerken: 
Es setzt keine grundlegend neuen Maßstäbe im Bereich des 

gewerblimen Re<htssmutzes. dilferenzierl ~od1 maßgeblim 
die bisherige RechtspredlUng des EuCH :zu dem Spannungs-
verhältnis zwischen dem warenzeidtenredttlidten Aussdtluß-
recht und dem Grundsatz des freien Warenverkehrs. Der Ce-
rithtlhof ist einen Mittelweg gegangen, um Beschränkungen 
des zwttmenstaatlimen Handels auen bei Fehlen der lcartell-
redJ.tlichen Voraussetzungen der Art. &5 fF. EWG-V zu wehren, 
ohne damit in die Substanz des gewerblichen Schutzrechts ein-
zugreifen. 

Der EuCH hat bereits aus versdliedenem früherem Anlaß 
herawgestellt, daß der EWG-Vertrag zwar nimt den Bestand 
der drum die nationale Gesetzgebung eines Mitgliedstaates 
eingeräumten gewerblidten Smutzrechte berührt, daß jedodl 
die Ausübung dieser Rechte sehr wohl nach den Umständen 
durm die Verbotsnonnen des Vertrages besmränkt werden 
kann, da Art. 38 EWG-V Besdtränlcungen des freien Waren-' 
verkehrs nur gestattet. soweit sie zur Wahrung der Rechte be-
rechtigt sind, die den spezifisdten Gegenstand dieses Eigen-
tums ausmamen 1. 

In der Red:atssache 16n4 (Centrafann ./. Winthrop) hat er 
anerkannt, daß es mit den Bestimmungen des EWG-Vertrages 
über den freien Warenverkehr innerhalb des gemeinsamen 
Marlctes unvereinbar sei. wenn der Inhaber eines Warenzei-
chens von der ihm durch die Rechtsvorschriften eines Mitglied-

1 Urteil vom 8.6. 1971 - RS 1BnO (Deutliche Grammophon .1. 
Metro) _, RlprGH XVU, 481; Urteil vom SI. 10. 1974 - RS une (Cen-
trafarm .f. Wlnthrop) -, &prCH XX, 118S; Urteil vom 22.6. 1918 - RS 
119175 (Terrapin J. Terranova) -, IUptCH XXII, 1039. 

staates eingeräumten Befugnis Gebrauch mache, um in diesem 
Mitgliedstaat den Vertrieb eines Erzeugnisses zu unterbinden, 
das in einem anderen Mitgliedstaat unter dem betreffenden 
Warenzoimen von ihm selbst oder mit seiner Zustimmung in 
den Verkehr gebramt worden sei I. 

Die Entsmeidung hat die smon in der Rem.tssame 78/70 
(Deutsche Grammophon ./. Metro) vorgezeichnete liberalistische 
Grundtendenz des EuCH im KonBikt zwischen dem nationalen 
Sdtutzrecht und der Freiheit des grenZ'Übersdtreitenden Wa-
renverkehn bestätigt. Im letzteren Falle; in dem es um das 
dem Urheberredtt verwandte Schutzretht des Herstellers von 
Tonträgern gegangen war, haUe der CerimUhof einen Verstoß 
gegen die Normen über den freien Warenverkehr im Gemein-
samen Markt festgestellt. wenn ein Hersteller von Tonträgern 
das ihm nach der Gesetzgebung eines Mitgliedstaates zustehen-
de aussmüeßliche Redlt, die gesmützten Gegenstände in den 
Verkehr zu bringen, a.usübt, um in diesem Mitgliedstaat den 
Vertrieb von Erzeugnissen, die von ihm selbst oder mit seiner 
Zustimmung in einem anderen Mitgliedstaat verkauft worden 
sind, allein deshalb zu verbieten, weil dieses Inverkehrbrlngen 
nicht im Hoheitsgebiet des ersten Mitgliedstaats erfolgt ist I. 

In beiden Fällen hat er damit das - mangels Hannonisie-
rung der entspremenden Sadtbereiche auf Gemeinsmafts-
ebene - fortbestehende Territorialitätsprinzip der gewerbli-
chen Sdtutzremte entscheidend eingeschränkt. 

Er hat jedom bereits in einem vielbeadtteten späteren Urteil 
- RS 119175 (Terrapin J. Terranova,) - diesen einschränken-
den Grundsatz relativiert und dem Markenrecht wieder zu 
stärkerer Geltung verhoUen. In dieser Rechtssame hat er dif~ 
ferenzierende Maßstäbe angelegt. Obwohl er die Grundsätze 
der beiden vorgenannten Entscheidungen (RS 7sno und RS 
18/74) bestätigte, steUte er die .. Hauptfunktion des Warenzei-
mens", die Garantie der Identität des Warenursprungs für den 
Verbraudter. stärker in den Vordergrund und befand, daß es 
mit den Vorsduiften des EWG-Vertrages über den freien 
Warenverkehr vereinbar sei, wenn ein in einem Mitgliedstaat 
ansii1isiges Unternehmen sim aufgru~ eines nach den Remts-
vorschriften dieses Staates geschützten Filmen- und Warenzei-
chenrechts der Einfuhr von Waren eines in einem anderen Mit-
gliedstaat ansässigen Unternehmens widersetzt, die nach den 
Rechtsvorsduiften dieses Staates mit einer Bezeimnung ver-
sehen worden sind, welche zu Verwechslungen mit dem Wa-
renzeimen und der Filma des ersten U ntemehmens Anlaß gibt, 
vorausgesetzt, daß zwischen den betreffenden Unternehmen 
weder eine wettbewerbsbesch:ränlcende Absprame irgendwel-
eher Art noch irgend eine rechtliche oder wiru:maftliche Ab-
hängigkeit besteht und daß ihre jeweiligen Rem.te unabhän-
gig voneinander begründet worden sind 4. 

Mit der vorliegenden Entsmeidung (RS 102177) hat der Ce-
ridtt,hof erstmals detaillierte Kriterien für das Vorliegen eines 
Mißbrauchs eines gewerblimen Sdtutzrechts aufgestellt. Er 
rechnet zwar das warenzeimenrechtliche Verbot des Umpaacens 
von Originalerzeugnis.seD zum Kembestand des Warenzeimen-
rechts im Sinne des Art. 36 Satz 1 EWG-V, grenzt dieses Ver-
bot jedodt im Rahmen des Ar'- 36 Satz 2 EWG-V <.Mittel zur 
willkürlichen Diskriminierung". .. vendtleierte Beschränkung 
des Handels zwismen den Mitgliedstaaten") entsdteidend ein. 

An das Vorliegen des Awnahmetatbestandes des Art. 36 Satz 

I AaO, 1195 f., 1199 (Centrafann hatte ein AnneimiHei der Win-
throp-Gruppe, für das diese In den Niederlanden Inhaberin des Wuen-
zeldll:ns MNegram" ist, aUI Großbritannien, wo es von der Winthrop~ 
Gruppe unter der gteichen Marke vertrieben wurde, In die Niederlande 
eingeführt und dort unter der geschützten Marke vertrieben). 

'AaO, 50Z (Metro hatte In der Bundesrepubtik Smallplatten der 
Deubchen Grammophon vertrieben, die die Metro in einem anderen 
EG·Mitglledltaat aufgekauft hatte, nachdem sie von der Deutschen 
Grammophon dort in den Verkehr gebracht worden waren). 

, AaO, 1063 f. (die brlUJdte Fa. Terrapln hatte In der Bundesrepublik 
mit der Bezelmnung .. Terrapln" venehene FertlghiUler in den Verkehl' 
gebracht, während die Fa. Terranova in der Bundesrepublik für Bauma.~ 
terlalien Inhaberln des eingetragenen - mit .. Terrapln" nach. Auffassung 
dei vorlegenden Gerichts verwemslungsfähigen _ Warenzeimens .. Ter· 
nnovl" ist). 



516 Entsmeidungen: Verfanunllredlt jZ1978 

2 EWG-V stellt der Genmtshof strenge Samanforderungen. So 
liegt ein Mißbraudt nicht etwa seilon dann vor, wenn der Wa-
renzeicheninhaber die Benutzung seines Warenzeichens für die 
ttmgepadc:te Ware untersagt, obwohl duren das Umpacken die 
gleichbleibende Qualität der Ware nicht beeinträdttigt wird. 
ErforderUdt ist vielmehr die lcünstlime Absmottung des freien 
Handelsverkehrs zwismen den Mitgliedstaaten, zu der die Aus-
übung des Warenzeimenredtts beitragen muß. Zugleidt hat 
der EuCH eine klare Regelung der materiellen Beweislut ge-
troHen: der fehlende Nachweis eines Mißbraudl.5 geht zu La-
sten desjenigen, der sim auf den Mißbraumstatbestand beruft. 
Hohe Beweisanforoerungen an das Vorliegen des Mißbraums-
tatbestandes ergeben ridt aus der Formulierung, daß der Bei-
trag der Warenzeichenrechtsausübung zur künstlhilen Markt-
abschottung .. erwiesen"' sein muß, während die Nidat-Beein-
trämtigung des Originalzustandes beim Umpadcen des Erzeug-
nisses nur .. dargetan" werden muß. 

Die Erfordernisse einer unveränderten Qualität des Er-
zeugnisses und eines Hinweises auf das Ump~en auf der 
Verpadcung selbst dienen dem Smutz der Verbraumer, wäh-
rend durch die Unterrimtungspßidtt den Interessen des Waren-
zeimeninhabers entsprochen werden soll. 

Der Geridttshof hat sich mit dieser Argumentation weitge-
hend die Stellungnahme der Bundesregierung in der mndIi-
dten Verhandlung zu eigen gemacht. Die Auffassung der EG-
Kommission, daß ein Umpacken bei gleichbleibender Produkt-
qualität grundsitzlim wa.renzeimenredltlim unbedenklim sei, 
hat er nicht geteilt. 

Das Urteil läßt indessen gerade dort entsdteidende Fragen 
offen. wo es das maßgeblime Mülbraudukriterium sieht, näm-
Um im Tatbestand der .. künstlidten Absdtottung der Märkte". 
Dieser unbestimmte Begriff der Wirtscbaftsterminologie wird 
weder im Urteilstenor riom in den Urteilsgrunden umsduieben, 

sondern der alleinigen Auslegung durch den nationalen Rich-
ter überlassen. 

Hinsichtlidt der zweiten Vorlagefrage hat das Urteil die be-
reits gefestigte Rcmtspremung des Geridttshofs 5 erneut be-
stätigt, daß die Ausübung eines Warenzeimenrecbts nimt 
smon allein deshalb als MißbraU(D. im Sinne des Art. 88 EWG-
V beurteilt werden kann, weil sie durm ein marktbeherrsmen-
des Unternehmen erfolgt. Ein etwaiger Mißbrauch einer markt. 
beherrsdlenden Stellung des Zeicheninhabers kann daher nur 
dann zu einem Verbot der. Ausübung zeimenrechtlidler Befug-
nisse führen, wenn der Mißbfl&uchstatbestand gerade durch die 
Art und Weise der Zeidlenredttsausübung begründet oder zu· 
mindest gefördert wird. Der Tatbestand des Art. 86 EWG-V 
(mißbräudllidte Ausnutzung einer maiktbeherrsdlenden Stel-
lung) setzt gewisse mißbräudtlime Verhaltensweisen voraus, 
mit deren Hilfe die erlangte faktisc::he oder rechtliche Mamt-
position zur Beeinträmtigung des Wettbewerbs ausgenutzt 
wird. Ein derartiger Beherrscnungsgrad kann in der Regel nimt 
allein mit Hilfe des Warenzeichens erzielt werden. Vielmehr 
bedarf es in der Regel des Einsatzes anderer, über 4en Zei-
menerwerb und die Zeichenbenutzung hinausgehender samU-
mer oder rechtlicher Mittel'. Die ratio decidendi dieser Redlt-
spremung liegt auf der Hand: Würde allein die Tatsadte, daß 
der Inhaber eines Warenzeimens eine marktbeherrschende 
Stellung erlangt hat, genügen, um ihn an der Ausübung des 
.. spezifisdlen Cegenstandes" seines Zeimenremts zu hindern, 
so würde man den Inhabern bekannter Mllrken einen geringe-
ren Markenscbutz zubilligen als den Inhabern kleiner und un-
bekannter Marken. 

I Urteil vom 19. z. 1968 - RS 'W87 (Parke, Davil and Co.) -, 
RsptCH XIV, 85; Urteil vom 18.!. 1971 - RS 4lVlO (Sireaa) -, RlprGH 
XVII,89. 

• Vgl. Urteil vom !1. 2. 1973 _ RS an! (Continental Can) -, RJpr. 
eH XIX, 215. 
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